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Thesen

1. Gemäß Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz (GG) gehört 

das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden zur 

politischen und verfassungsmäßigen Struktur der 

Bundesrepublik Deutschland. 

2. Gemäß Art. 4 Abs. 2 des EU-Vertrages (EUV) 

(seit dem Inkrafttreten des Lissabonvertrages am 

1.12.2009) ist im Primärrecht der EU das Selbstver-

waltungsrecht der Gemeinden verankert. In Ver-

bindung mit dem Subsidiaritätsprinzip gem. Art. 5 

Abs. 3 EUV bedeutet dies, dass die Eigenständig-

keit der Selbstverwaltungskörperschaft Kommu-

ne auf lokaler Ebene auch einen europarechtlichen 

Schutz erfahren hat.  

3. Alle staatlichen Ebenen und eben auch die  Kom-

munen haben zwingend die Werte, auf die sich die 

Union gründet, zu beachten:

•	  Achtung der Menschenwürde,

•	  Freiheit,

•	  Demokratie,

•	 Gleichheit,

•	 Rechtsstaatlichkeit 

•	 Wahrung der Menschenrechte einschließlich 

der Rechte  der  Personen, die  Minderheiten  

angehören.

 

4. Die Europaarbeit der Gemeinden zerfällt in  meh-

rere Aspekte: Sie ringen um die Werte und Ziele 

der Union. Sie treffen rechtliche Entscheidungen 

zur Verfolgung der Ziele der Union und beachten 

dabei das Recht der Union. Sie setzen Fördergelder 

der EU zur Verfolgung der Ziele der Union ein. Sie 

bewegen sich als Unterworfene des EU-Rechtes, 

z.B. als Nachfrager und Arbeitgeber im EU Binnen-

markt.  

5. Die Kommunen müssen sich ihrer größer wer-

denden Rolle als Exekutivorgane der EU-Beschlüsse 

im Lichte der Werte der EU bewusst werden. Dies 

setzt eine strukturelle Veränderung sowie eine in-

haltlich-konzeptionelle, organisations- und perso-

nalpolitische Neuaufstellung voraus. Sie müssen für 

alle EU Bürger die Selbstverwaltung sicherstellen.

6. Die Kommunen handeln darüber hinaus als vom 

EU-Recht betroffene Personen auf dem Binnen-

markt. Sie sind ebenso Nachfrager nach unterneh-

merischen Leistungen im EU-Binnenmarkt wie Ar-

beitgeber, die das EU-Arbeitsrecht zu beachten 

haben oder Auftraggeber, die dem EU Vergabe-

recht unterliegen. 

7. Den Mitgliedstaaten und somit auch den Kom-

munen werden seitens der EU Fördergelder zur 

Verfügung gestellt. Diese Fördergelder werden un-

ter der Voraussetzung, die Ziele und die Werte der 

Union an die Bevölkerung weiter zu tragen, ge-

währt. Viele Fördertöpfe richten sich ganz speziell 

an die Städte als Lebensraum von 80% der europä-

ischen Bevölkerung.

8. Die NRW Kommunen integrieren die EU-Be-

schlüsse sowohl in ihre pflichtigen als auch in ihre 

freiwilligen Aufgaben. Die Umsetzung des EU-
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Rechts ist für die Gemeinden rechtverbindlich. Dies 

setzt die Ausstattungen des Personals mit Kompe-

tenzen durch Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 

voraus, was zu den freiwilligen Aufgaben zählt.

9. Die Teilnahme der Kommunen an EU-Förder-

programmen basiert auf Freiwilligkeit. Ohne die-

se Gelder könnte die Kommune aber vielfach ihr 

Recht auf Selbstverwaltung gar nicht mehr ausü-

ben, weil sie dafür kein Geld mehr hat. 

10. Die Annahme von Fördermitteln führt zu ver-

schiedensten Verpflichtungen  gegenüber dem 

Geldgeber (EU-Kommission), insbesondere Aufklä-

rungsarbeit in der Bevölkerung durchzuführen und 

die eigenen kommunalen Mitarbeiter und die Ver-

treter der kommunalen Räte zum  europäischen 

Rechtsrahmen und zu den Werten zu schulen. Die 

EU stellt den Kommunen dafür Instrumente zur 

Verfügung, um diese Aufgaben zu erfüllen (z. B. 

EUROPE DIRECT Zentren) Diese gewähren Hand-

lungsspielräume und sind als Ergänzungen der 

pflichtigen Aufgaben zu betrachten (Ausstattung 

des Personals mit Kompetenzen).
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eInFÜhRUnG

Zur politischen und verfassungsmäßigen Struktur 

der Bundesrepublik Deutschland gehört gemäß 

Art. 28 Abs. 2 GG das Recht der Gemeinden „alle 

Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im 

Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu 

regeln."

Mit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon 

am 1.12.2009 ist das kommunale Grundrecht auf 

Selbstverwaltung des Grundgesetzes auch im EU 

Primärrecht verankert worden, die Kommunen sind 

in das politische System der EU integriert. Der Sub-

sidiaritätsgrundsatz der EU bezieht ausdrücklich die 

kommunale Ebene ein, so dass die Aufgaben der 

kommunalen Selbstverwaltung nun auch durch die 

EU einen rechtlichen Schutz erhalten haben. 

Die Gemeinden handeln dabei nach Maßgabe der 

Ziele des Art. 3 Abs. 1 EUV. Ziel der Union ist es, 

den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer 

Völker zu fördern (Art. 3 Abs. 1 EUV). 

Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind 

• die Achtung der Menschenwürde, 

• Freiheit, 

• Demokratie, 

• Gleichheit, 

• Rechtsstaatlichkeit und 

• die Wahrung der Menschenrechte einschließ-

lich der Rechte der Personen, die Minderheiten 

angehören (Art. 2 Abs. 1 EUV). 

In den weiteren Absätzen des Art. 3 EUV werden 

diese Ziele näher umschrieben. So bietet die Uni-

on ihren Bürgerinnen und Bürgern zur Förderung 

ihres Wohlergehens einen Raum der Freiheit, der 

sicherheit und des Rechts ohne Binnengrenzen 

(vgl. unten Ausländerrecht). Sie garantiert einen 

mit den Grundfreiheiten und der Wettbewerbs-

freiheit in Einklang stehenden Binnenmarkt und 

unterstützt eine nachhaltige Entwicklung Europas, 

indem sie die soziale Marktwirtschaft durch Preis-

stabilität, soziale Gerechtigkeit und Schutz, durch 

die  Gleichbehandlung von Männern und Frauen, 

durch Solidarität zwischen den Generationen so-

wie durch den Schutz der Kinder, des wissenschaft-

lichen und technischen Fortschritts sowie den Um-

weltschutz fördert.

Weitere Unionsziele sind die Erhaltung der kulturel-

len Vielfalt sowie das Ziel, einen ökonomischen, so-

zialen und territorialen Zusammenhalt zwischen ih-

ren Mitgliedstaaten zu schaffen und die Solidarität 

untereinander zu stärken (Art. 3 Abs. 3 EUV).

Nach dem Subsidiaritätsprinzip wird die Union in 

den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zu-

ständigkeit fallen, nur tätig, sofern und soweit die 

Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen von 

den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf 

regionaler oder lokaler Ebene ausreichend verwirk-

licht werden können, sondern vielmehr wegen 

ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen auf Unions-

ebene besser zu verwirklichen sind (Art. 5 Abs. 3 

EUV). Bei dem Subsidiaritätsgrundsatz handelt es 
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sich um ein Prinzip, nach dem der kleineren Einheit 

entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit im Handeln 

ein Vorrang gegenüber der nächstgrößeren Einheit 

zukommt1.

Die Bereiche, die in die ausschließliche Zuständig-

keit der Union fallen, sind nach Art. 5 Abs. 3 EUV 

von dem Subsidiaritätsprinzip ausgenommen. Eine 

abschließende Aufzählung der ausschließlichen 

Unionskompetenzen fi nden sich in den Art. 2, 3 

AEUV. 

Die Kontrolle der EU durch das Subsidiaritäts- und 

Verhältnismäßigkeitskriterium ist für die Kommu-

nen von großer Bedeutung, da durch das Subsidia-

ritätsprinzip eine lenkende Verteilung von Kompe-

tenzen auf die regionale und kommunale Ebene für 

örtliche und regionale Fragen gewährleistet wer-

1 Calliess, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 4. Aufl ., 2011, 
Art. 5 Rn. 20.

den soll2.

Die Stadt Duisburg hat für ihre Europaarbeit in ih-

rem groß angelegten Programm Duisburg 2027 

bereits beschlossen, an einer verbesserten Europa-

fähigkeit arbeiten zu wollen (DS 10-1860, beschlos-

sen im Rat der Stadt Duisburg am 6.12.2010, über 

das Ratsinformationssystem jederzeit einsehbar). 

Dieses konkretisierend ist es das Anliegen dieser 

Schrift 

• das Ringen um die Verfolgung der Ziele der Eu-

ropäischen Union innerhalb der Gemeinden in 

Nordrhein-Westfalen näher zu betrachten und 

• zu ermitteln, welche Erfordernisse sich daraus 

für die Selbstorganisation der Gemeinden he-

rausstellen.

2 Zimmermann, Von der EU-Verfassung zum Vertrag von Lissabon – 
Zu den kommunalen Rechten im EU-Reformvertrag, S. 41 ff., 41.

A DIe InneRsTAATlIChen eXeKUTIVAUFGABen DeR KOMMUne IM lIChTe 
DeR eU

Gemeinden sind nach dem bundesdeutschen 

Staatsaufbau Teil der Exekutive, nicht der Legisla-

tive. Daneben fi nden in den demokratisch ge-

wählten Organen der Gemeinden politische 

entscheidungen zur Verwirklichung ihres Grund-

rechtes auf Selbstverwaltung statt, wenn etwa Fi-

nanz- und Personalautonomie per  Mehrheitsent-

scheidung in demokratisch gewählten Gremien 

(Rat, Ausschüsse) ausgeübt wird. Darüber hinaus 

setzen auch die Gemeinden Recht: im öffentlich-

rechtlichen Bereich durch Verordnungen (Gefah-

renabwehr) und Satzungen, im privatrechtlichen 

Bereich durch Verträge.

Diese Normentscheidungen basieren auf eigenen 

Wertentscheidungen und den sozialen Analysen 
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für das Gemeindegebiet, die die Förderung der 

Werte gemäß Art. 3 Abs. 1 EUV mit im Blick haben. 

In NRW nehmen die Gemeinde die Selbstverwal-

tungsaufgaben in zweierlei Hinsicht wahr:

•	 im eigentlichen Selbstverwaltungsbereich als 

freiwillige Aufgaben oder als Pflichtaufgaben, 

•	 im Bereich der für den Staat zu erledigenden 

Aufgaben als Pflichtaufgaben zur Erfüllung 

nach Weisung.

 

Im Rahmen der eigentlichen Selbstverwaltungsauf-

gaben, auch Selbstverwaltungsangelegenheiten, 

regeln die Gemeinden die Angelegenheiten der 

örtlichen Gemeinschaft (Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG). 

Die Aufgaben werden in freiwillige und pflichtige 

Selbstverwaltungsaufgaben unterteilt. 

Zur Erfüllung von freiwilligen Selbstverwal-

tungsangelegenheiten ist die Gemeinde nicht 

verpflichtet. Sie entscheidet eigenständig über die 

Erfüllung solcher Aufgaben. Die Gemeinde trägt 

somit die freie Entscheidung über das „Ob“ und 

das „Wie“ einer Aufgabenerfüllung.  Zu den frei-

willigen Aufgaben zählen u.a. das Betreiben öf-

fentlicher Einrichtungen (etwa Sportstätten oder 

eine Oper) und Sparkassen. 

Zur Erfüllung von pflichtigen Selbstverwal-

tungsangelegenheiten3 ist die Gemeinde durch 

3  Von den Pflichtaufgaben im Selbstverwaltungsbereich und den 
Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung ist der Begriff der 
„notwendigen Aufgabe“ in § 82 Abs. 1 GO NRW zu unterschei-
den. Dieser Begriff betrifft die Ausgaben der Gemeinde, sofern die 
Haushaltssatzung nicht bekannt gemacht ist. Nicht jede Ausgabe 
für eine Pflichtaufgabe i.S. des NRW-Kommunalrechts wird durch 
§ 82 GO gedeckt, allerdings können die Ausgaben nach  § 82 GO 
auch nicht auf solche Fälle beschränkt werden, in denen durch 
Vertrag oder Gesetz die Ausgaben schon eindeutig feststehen. 

Bundes- oder Landesrecht oder durch Rechts-

normen gesetzlich verpflichtet. Sie kann aber selbst 

entscheiden, wie sie dieser Verpflichtung nachkom-

mt. Sie entscheidet über die Art und Weise, wie 

die Aufgaben erfüllt werden sollen und somit über 

das „Wie“ nicht aber über das „Ob“ der Aufga-

benerfüllung.  In den Bereich der Pflichtaufgaben 

fällt u.a. der Bau und die Unterhaltung von Schul-

gebäuden, die Bauleitplanung oder die Abwasser-

beseitigung. 

In dem Bereich der Pflichtaufgaben zur Erfül-

lung nach Weisung werden Aufgaben der Ge-

meinde zugeordnet und von ihr wahrgenom-

men. Die staatliche Ebene behält sich per Gesetz 

ein Weisungsrecht durch eine staatliche Sonder-

aufsicht vor. Die Gemeinde übt die Aufgaben aus, 

kann aber über das „Ob“ und das „Wie“ der Auf-

gabenerfüllung nicht selbst entscheiden. Der wich-

tigste Fall solcher Pflichtaufgaben zur Erfüllung 

nach Weisung ist die Gefahrenabwehr durch Ord-

nungsbehörden (§§ 3, 9 OBG NRW). Darunter fällt 

auch die Tätigkeit von Sonderordnungsbehörden, 

z.B. in den Bereichen der Bauaufsicht, des Immissi-

onsschutzes, der Abfallüberwachung und des Feu-

erschutzes. Bei Aufgaben dieses Typus unterliegen 

die Gemeinden nach §119 Abs. 2 GO NRW einer 

Sonderaufsicht. Anders als bei den eigentlichen 

Selbstverwaltungsangelegenheiten besteht 

bei den Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Wei-

sung nicht nur eine Rechts-, sondern auch eine be-

schränkte Fachaufsicht.

Denn die Pflichtaufgaben geben teilweise nur das Ziel, noch nicht 
aber die konkreten Methoden und Kosten vor.
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1. Die Ausübung des EU Rechtes durch die 

Kommunen als Teil der Exekutive

Die EU ist kein Staat, sondern ein Staatenverbund4. 

Sie  setzt Recht, u. a. in Form von Richtlinien und 

Verordnungen (Art. 288 AEUV). Richtlinien werden 

von den Parlamenten der Mitgliedstaaten in ver-

bindliche Gesetze umgesetzt, Verordnungen gel-

ten unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Die Mitgliedstaaten, die gleichberechtigt in der EU 

Recht setzen, führen es mit ihrer Exekutive aus. Zur 

Exekutive zählen in Deutschland nicht nur der Bund 

und die Länder als staatliche Exekutive, sondern 

auch andere juristische Personen des öffentlichen 

Rechts, insbesondere die Kommunen. Die Kommu-

nen sind somit als untere staatliche Ebene Exekuti-

vorgane des EU Rechtes. 

Heutzutage wird ein Großteil des europäischen 

Rechtes auf der kommunalen Ebene umgesetzt, 

manche sprechen schon von 80%. Die Gemeinden 

entscheiden als Träger der Exekutive damit auch 

über Fragen des Raums der Freiheit, der Sicherheit 

und des Rechts (Art. 67 ff. AEUV, etwa über die Zu-

wanderung) oder über Fragen des Umweltschut-

zes. Dabei haben die Kommunen die Rechtsan-

wendung auch an den Werte der EU auszurichten.

Die verschiedenen Arten von europarechtlichen 

Einwirkungen auf die Kommunen ließen sich hier-

bei wie folgt strukturieren:

Im Rahmen der Pflichtaufgaben zur Erfüllung 

4  BVerfG, NJW 2009, S. 2267.

nach Weisung entscheiden die Ausländerbe-

hörden über den Zugang zum Raum der Frei-

heit, der Sicherheit und des Rechts der EU, etwa 

über den Zuzug eines Drittstaatsangehörigen zu ei-

ner Bildungseinrichtung in der EU. Dabei legen sie 

ihren Entscheidungen angemessene Anforderun-

gen an die Freiheit zugrunde, die mit dem jewei-

ligen Aufenthaltszweck wahrgenommen werden 

soll. Aktuell muss dabei die Rückführungsrichtli-

nie unmittelbar von den Beamten der Ausländer-

behörde angewandt werden, weil der Gesetzgeber 

nicht rechtzeitig innerhalb der Umsetzungsfrist die 

Inhalte der Richtlinie in nationales Recht umgesetzt 

hat.

Im Rahmen der Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach 

Weisung überwachen die Kommunen darüber hi-

naus als untere Wasserbehörde, untere Ab-

fallbehörde etc. Umweltschutzstandards, die 

von der EU definiert worden sind, und setzen in 

Arbeitsteilung mit den höheren Hierarchieebenen 

verhältnismäßige Auflagen durch oder verhängen 

verhältnismäßige Verbote, die den Umweltschutz-

belangen in erforderlicher Weise Rechnung tragen. 

Im Rahmen der Pflichtaufgaben im Selbstver-

waltungsbereich nehmen die Kommunen selbst 

Aufgaben der Wasserreinhaltung und der Abfall-

beseitigung wahr. 

Die Kommunen vergeben im Selbstverwaltungs-

bereich ihrer Aufgaben Aufträge im EU-Binnen-

markt und beachten dabei die gleichen Markt-

freiheiten der Bieter und möglicher Bewerber. Im 

Arbeitsrecht beachten sie entsprechend das gleiche 
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Recht zu arbeiten (Art. 15 Abs. 1 Grundrechtechar-

ta) ihrer Mitarbeiter. Dabei legen die Kommunen 

in den Leistungsverzeichnissen oder Anforderungs-

profi len angemessene Anforderungen ihren 

Entscheidungen zugrunde, die die Grundfreiheiten 

der Verhandlungs- bzw. Vertragspartner ausrei-

chend achten. Ausgrenzungen von diesen Grund-

freiheiten aufgrund unangemessener Anforde-

rungsmerkmale sind dabei in allgemeiner Form 

(Vergaberecht) oder in Bezug auf acht Merkmale 

(Arbeitsrecht) verboten. Auch haben die Kommu-

nen neben dem deutschen Gesetzesrecht, das 

das EU-Recht in nationales Recht umgesetzt hat, 

die Rechtsfortbildung des euGh zu beachten 

(etwa zum Inhouse-Geschäft, zur Veräußerung von 

Grundstücken mit Baubindung oder zur interkom-

munalen Zusammenarbeit).

2. Beispiel Ausländerrecht

Ein Bereich der Pfl ichtaufgaben zur Erfüllung nach 

Weisung, bei dem die Beachtung von europä-

ischem Primär- und Sekundärrecht von großer Be-

deutung ist, ist das Ausländerrecht. 

Im Ausländerrecht als Bestandteil des Rechts 

des Raums der Freiheit, der sicherheit und des 

Rechts treffen die Kommunen mit den Ausländer-

behörden etwa Entscheidungen über die Gewäh-

rung eines Aufenthaltstitels, über die Ausweisung 

und über die Vollstreckung der Ausreisepfl icht (Ab-

schiebung). Alle drei Bereiche sind von EU-rechtli-

chen Vorgaben geprägt: 

• das Recht des Aufenthaltstitels von verschie-

denen Richtlinien, 

• das Recht der Ausweisung von EuGH-Urteilen 

und 

• die Abschiebung von der aktuell unmittelbar 

anzuwendenden Rückführungsrichtlinie.

Ein Beispiel für das Tätigwerden der Europäischen 

Union im Bereich der erteilung eines Aufent-

haltstitels  ist die Richtlinie 2004/14/EG des Rates 

vom 13.12.2004 über die Bedingungen für die Zu-

lassung von Drittstaatsangehörigen zur Absolvie-

rung eines Studiums oder zur Teilnahme an einem 

Schüleraustausch, einer unbezahlten Ausbildungs-

maßnahme oder einem Freiwilligendienst. Ein Ziel 

der bildungspolitischen Maßnahmen der Gemein-

schaft ist es, darauf hinzuwirken, dass ganz Euro-

pa im Bereich von Studium und berufl icher Bildung 

weltweit Maßstäbe setzt. Die Förderung der Bereit-

schaft von Drittstaatsangehörigen, sich zu Studien-

zwecken in die Gemeinschaft zu begeben, ist ein 

wesentliches Element dieser Strategie5.

Aus den Zulassungsbedingungen der Art. 5 ff. 

und des Art. 12 der Richtlinie sowie aus dem 

Diskriminierungsverbot gemäß Ziffer 5 der er-

wägungsgründe der Richtlinie wird deutlich, dass 

die Anforderungen, die die Ausländerbehörde 

bei ihrer entscheidung über den Aufenthalts-

titel zu studienzwecken zugrunde legen, 

• Teil eines allgemeinen Bildungskonzepts 

sein müssen, 

• dass sie für das Bildungsziel erforderlich sein 

5 Nr. 6 der Erwägungsgründe der Richtlinie 2004/114/EG des Rates 
vom 13.12.2004.

10

müssen und 

• dass sie gegenüber dem Recht auf Bildung 

gemäß Art. 14 der EU-Grundrechtecharta bzw. 

gegenüber der Gedankenfreiheit gemäß Art. 9 

EMRK angemessen sein müssen.

Aber auch im Bereich der generellen Beendigung 

des Aufenthalts und der Abschiebung wird die 

Europäische Union tätig und überlagert das nati-

onale Recht.

So zum Beispiel verabschiedeten das Europäische 

Parlament und der Rat die Richtlinie 2008/115/EG 

vom 16.12.2008. Diese Richtlinie beinhaltet Rege-

lungen über gemeinsame Normen und Verfahren 

in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal 

aufhältiger Drittstaatsangehöriger. Das Ziel dieser 

Richtlinie ist die Festlegung gemeinsamer Vorschrif-

ten zu Fragen der Rückkehr, der Abschiebung, der 

Anwendung von Zwangsmaßnahmen, der Inhaft-

nahme und der Einreiseverbote6. Da diese Richtlinie 

von der deutschen Gesetzgebung nicht rechtzei-

tig umgesetzt wurde7, müssen deutsche Behör-

den diese nun seit dem 24.12.2010 bei der Durch-

führung von Rückführungen von illegal aufhältigen 

Drittstaatsangehörigen unmittelbar anwenden8. 

Dies betrifft die Ausländerbehörde.

In Deutschland gibt es keine allgemeine materiell-

rechtliche Rückkehrentscheidung im Einzelfall. Die 

Ausreisepfl icht ergibt sich schon aus § 50 Abs. 1 

AufenthG, wenn kein Aufenthaltstitel vorliegt. Da-

6 Nr. 20 der Erwägungsgründe der Richtlinie 2008/115/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 16.12.2008.

7 Vgl. Art. 20 der Richtlinie 2008/ 115/ EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16.12.2008.

8 Vgl. EuGH, Urteil vom 05.02.1963 – 26/62 - (Van Gend en Loos).

her erfolgt im Fall der Ausreisepfl icht keine gene-

relle Verhältnismäßigkeitsprüfung in Bezug auf den 

Eingriff in eine während des Aufenthalts rechtmä-

ßig wahrgenommene Grundfreiheit. Solche Grund-

freiheiten werden mit den Aufenthaltszielen der 

Bildung (Art. 14 EU-Grundrechtecharta), der Arbeit 

(Art. 15 EU-Grundrechtecharta), der humanitären 

Zwecke (Art. 1 ff. EU-Grundrechtecharta) und der 

Familie (Art. 8 EMRK, Art. 9 EU-Grundrechtecharta) 

wahrgenommen. Nur bei der Ausweisung nehmen 

die Beamten und Gerichte eine Verhältnismäßig-

keitsprüfung vor. Solange die Rückkehrentschei-

dung im Aufenthaltsgesetz vom Gesetzgeber nicht 

generell neu geordnet worden ist, werden die Be-

amten der Ausländerbehörden Fragen der Verhält-

nismäßigkeit der Ausreisepfl icht9 und der Gründe 

für Fristen zum Wiedereinreiseverbot (Art. 11 der 

Richtlinie) im Rahmen der Ablehnung der Verlän-

gerung eines Aufenthaltstitels, der Ausweisungs-

verfügung oder der Androhung der Abschiebung 

(Vollstreckung der Ausreisepfl icht) berücksichtigen 

und insofern die Richtlinie 2008/115/EG unmittel-

bar anwenden.

3. Beispiel Umweltrecht

Da Umweltrecht überwiegend durch die unteren 

staatlichen Behörden vollzogen wird, sind die Kom-

munen in besonderem Maße gerade im Umwelt-

recht direkt „Ausführungsorgane“ von EU Recht. 

In den letzten vierzig Jahren hat die EU das Um-

weltschutzrecht in weiten Bereichen harmonisiert 

und die Gemeinden wenden die Bundes- oder Lan-

9 Siehe Ziffer 2 der Erwägungsgründe der Richtlinie 2008/115/EG 
und Art. 3 Nr. 2 der Richtlinie.
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desgesetze an, die die EU-Richtlinien in nationales 

Recht umgesetzt haben.

Gemäß Art. 3 Abs. 3 EUV i. V.m. Artikel 11 (Ver-

weis auf 191-193 AEUV) wirkt die EU neben der 

Errichtung des Binnenmarkts auf ein hohes Maß 

an Umweltschutz und Verbesserung der Um-

weltqualität hin. Weil dieses Ziel in Art. 3 Abs. 

3 EUV neben den Binnenmarkt und den wissen-

schaftlichen und technischen Fortschritt gestellt 

wird, wird es im EU-Recht nicht allein als eine ho-

heitliche Aufgabe im Raum der Freiheit, der Sicher-

heit und des Rechts gesehen, sondern vor allem als 

Aufgabe aller EU-Bürger und juristischen Personen 

innerhalb der EU.

Der entsprechende Grundsatz in Art. 37 der Char-

ta der EU Grundrechte („Ein hohes Umweltschutz-

niveau und die Verbesserung der Umweltqualität 

müssen in die Politiken der Union einbezogen und 

nach dem Grundsatz der nachhaltigen Entwick-

lung sichergestellt werden.“) muss genauso von al-

len Behörden beachtet werden.

Damit sind die Kommunen unmittelbar dafür ver-

antwortlich, dass auch die Ziele der Umweltschutz-

politik der EU durch die korrekte Umsetzung des EU 

Rechtes vor Ort mit Leben erfüllt werden. Gleichzei-

tig sind sie diejenigen, die womöglich eine falsche 

Umsetzung des EU Rechtes in nationales Recht als 

erste zu spüren bekommen, wenn Bürger klagen. 

Ein schon klassisch stark Europa rechtlich deter-

minierter Bereich des Umweltschutzrechts ist das 

Wasserrecht. Zahlreiche EU-Richtlinien prägen 

dieses Rechtsgebiet mittlerweile10. 

Im Wasserrecht führen die Richtlinien der EU schon 

seit mehr als dreißig Jahren in allen alten und neuen 

Mitgliedsstaaten dazu, dass auf der kommunalen 

und regionalen Ebene wirksame Abwasserbeseiti-

gungs- und -behandlungsanlagen eingeführt wur-

den und bei den jüngeren Mitgliedern der EU ver-

urteilt der EUGH nach wie vor ganz aktuell die 

Mitgliedsstaaten wegen fehlender Umsetzung die-

ser Richtlinien. In jüngster Zeit kommt ein verbes-

serter Schutz des Trinkwassers dazu.

Mittlerweile ist die EU noch einen Schritt weiter ge-

gangen und verpflichtet die Mitgliedsstaaten, die 

Güte der Oberflächengewässer und des Grund-

wassers durch direkte Maßnahmen zu verbessern. 

Auch hier sind die Kommunen wieder stark gefor-

dert, beginnend mit der Zustandserhebung, der 

Ausarbeitung und schließlich Umsetzung von Maß-

nahmen, je nach Bundesland in Deutschland, mehr 

oder weniger stark von Landesbehörden unter-

stützt. 

Im  Bereich des Wasserrechts sind die Kommunen 

deshalb oftmals in zweierlei Weise betroffen: Zum 

einen sind sie als Grundstückseigentümer selbst in 

der Pflicht, EU Maßnahmen zur Gewässerreinhal-

tung zu treffen bzw. die entsprechenden Grenz-

werte einzuhalten, zum anderen kommen ihnen je-

doch auch als untere Wasserbehörden Aufgaben 

der Überwachung des EU Rechtes bei den Bürgern 

10  Vgl. nur die Richtlinie 91/271/EWG über die Behandlung von 
kommunalem Abwasser oder die Richtlinie 98/15/EG über die 
Präzisierung von Bestimmungen über die Einleitungen aus kom-
munalen Abwasserbehandlungsanlagen sowie die Trinkwasser-
richtlinie 98/83/EG.
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zu. 

Neben dem Umweltrecht im engeren Sinne wird 

auch der Bereich der kommunalen Bauleit- und 

sonstigen Raumplanung zunehmend durch euro-

päisches Sekundärrecht, insbesondere durch die 

Umweltverträglichkeitsprüfungs-(UVP)-Richtlinien 

85/337/EWG und 97/11/EG sowie durch die Vogel-

schutzrichtlinie 79/409/EWG und die Fauna-Flora-

Habitat-Richtlinie (FFH) 92/43/EWG geprägt. 

Diese beiden Richtlinien stellen Beispiele für die 

grenzüberschreitende Betrachtung von Naturräu-

men dar und können somit als Grundsteine eines 

gesamteuropäischen Naturschutzrechts bezeichnet 

werden. Ziel dieser Richtlinien ist es, ein Gleichge-

wicht einerseits zwischen einem dem Wirtschafts-

wachstum dienenden, grenzüberschreitenden Flä-

chenverbrauch und andererseits der Erhaltung von 

Rückzugsräumen für Natur und Mensch herzustel-

len. 

Zwar stellen die Gemeinden die Bauleitpläne ge-

mäß § 2 Abs. 1 BauGB in eigener Verantwortung 

auf, haben aber dabei u.a. folgende europarecht-

lichen Vorgaben zu berücksichtigen. U.a. haben 

die Kommunen einen Umweltbericht mit dem in 

§§ 2 Abs. 4, 2a BauGB festgelegten Inhalt zu er-

stellen und nach § 2 Abs. 4 S. 1 BauGB die ermit-

telten Umweltauswirkungen zu beschreiben und 

zu bewerten. § 2 Abs. 4 S. 2 BauGB verpflichtet die 

Kommunen ferner dazu, für jeden Bauleitplan fest-

zulegen, in welchem Umfang und Detaillierungs-

grad die Ermittlung der Belange für die Abwägung 

erforderlich ist. Der Umweltbericht ist gemäß §§ 5 

Abs. 5, 9 Abs. 8 der Planbegründung beizufügen 

und schließlich in der Abwägung zu berücksichti-

gen11. 

Die FFH Richtlinie hat nach einer Verurteilung 

Deutschlands 2006 wegen unzureichender Um-

setzung zu einer deutlichen Verschärfung der ar-

tenschutzrechtlichen  Vorschriften des BNatSchG  

geführt. Danach muss nun vor allen Eingriffen in 

Natur- und Landschaft nach einem strengen und 

anspruchsvollen Prüfverfahren geklärt werden, ob 

die Habitate und Lebensbedingungen von nach EU 

Recht streng geschützten Arten betroffen sind und 

ob und wie Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen er-

forderlich sind. Hier kommt den Kommunen eine 

besondere Verantwortung zu, in der täglichen Pra-

xis der Bebauung für ausreichend Natur- und Ar-

tenschutz zu sorgen.

4. Beispiel Vergaberecht

Das Vergaberecht enthält Regeln über die Verga-

be öffentlicher Aufträge. Das heißt: es regelt, wer 

Partei eines Vertrages (§§ 145 ff. BGB) mit einem 

öffentlichen Auftraggeber über einen öffentlichen 

Auftrag sein darf. Damit schränkt es die grundsätz-

lich bestehende Vertragsfreiheit ein, um die euro-

päischen Ziele der Wettbewerbs- und Niederlas-

sungsfreiheit ohne Diskriminierungen im Rahmen 

eines europäischen Binnenmarktes zu fördern.

Das Vergaberecht knüpft an pflichtige Selbstver-

waltungsaufgaben der Gemeinden an. Denn die 

Beschaffung von Gütern oder Dienstleistungen wie 

11  Schink, UPR 2005, S. 281 ff., 283.
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etwa ein Schulbau ist ein Teil des Rechts der Ge-

meinden auf Selbstverwaltung. Bei der konkreten 

Umsetzung dieser Aufgabe, also das Engagieren 

eines Architekten, Bauauftragnehmers etc., hat die 

Kommune als öffentlicher Auftraggeber die Vorga-

ben des Vergaberechts zu beachten. Obwohl die 

Kommunen also bei der Beschaffung von Gütern 

oder Dienstleistungen privatrechtliche Verträge wie 

einen Architektenvertrag abschließen, setzten sie 

als Binnenmarktteilnehmer europäisches Recht um, 

sofern die Aufträge über den Schwellenwerten lie-

gen. 

Eine öffentliche Auftragsvergabe unterhalb des 

Schwellenwertes (5 Mio. €) richtet sich  ab dem 

1.5.2012 in NRW nach dem Tariftreue- und Verga-

begesetz (TVgG). Gemäß § 3 TVgG sind die Kom-

munen an das Gleichbehandlungsgebot (Abs. 2), 

an das Gebot der Transparenz (Abs. 3) und an 

das Gebot der Wirtschaftlichkeit (Abs. 4) gebun-

den. Das setzt nun auch im nationalen Bereich des 

Vergaberechts die Beachtung der Binnenmarkt-

freiheiten voraus. Dabei sind die Warenverkehrs-

freiheit (Art. 28-37 AEUV), die Arbeitnehmerfreizü-

gigkeit (Art. 45 AEUV), die Niederlassungsfreiheit 

(Art. 50 AEUV), die Dienstleistungsfreiheit (Art. 56 

– 62 AEUV) und die Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 

63 AEUV)  zu beachten. Zudem greifen von den 

Freiheiten abgeleitete Grundsätze wie z.B. der 

Grundsatz der Gleichbehandlung, der Nichtdiskri-

minierung, der gegenseitigen Anerkennung, der 

Verhältnismäßigkeit und der Grundsatz der Trans-

parenz . Die europarechtlichen Prinzipien sind von 

den Gemeinden ab dem 1.5.2012 in NRW daher 

generell zu beachten. Nur die Verfahren zu ihrer 

Durchsetzung unterscheiden sich noch vom EU-

Vergabeverfahren. 

Hintergrund ist, dass das öffentliche Auftrags-

wesen den Stellenwert eines der maßgebenden 

Schwerpunkte zur Realisierung eines europäischen 

Binnenmarktes hat. Die Regelungstiefe sowie die 

Regelungsdichte durch detaillierte Verfahrens- und 

Kontrollvorschriften, EU-weite ex-post und ex-ante 

Bekanntmachungen, Berichts- und Statistikpfl ich-

ten haben dabei mittlerweile einen hohen Grad er-

reicht. 

B DAs FÖRDeRMITTelMAnAGeMenT Als InsTRUMenT ZUR VeRWIRKlI-
ChUnG DeR ZIele DeR eU

Die Kommunen leisten einen wesentlichen Bei-

trag zur Umsetzung der politischen Ziele der Eu-

ropäischen Union und damit zum Gelingen der 

Europäischen Integration. Zur Umsetzung dieser 

politischen Ziele stellt die Europäische Union den 

Mitgliedstaaten und somit auch den Kommunen 

Fördergelder zur Verfügung. Es gibt viele Förder-

möglichkeiten, die für die Kommunen relevant sind. 

Zu unterscheiden ist jedoch zwischen den Struktur-

fonds und den thematischen Förderprogrammen.
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Die Europäische Union hat unter „Europa 2020“ 

fünf Kernziele formuliert, die bis zum Jahr 2020 

durch die Mitgliedstaaten erreicht werden sollen. 

Jedes Mitgliedsland hat bereits die fünf Kernziele 

für den eigenen Nationalstaat konkretisiert. 

Die formulierten Kernziele beziehen sich auf

1. Beschäftigung (75 % der 20- bis 64jährigen sol-

len in Arbeit stehen; in Deutschland: 77 %),

2. Forschung, Entwicklung und Innovation (3 % 

des BIP der EU sollen für FuE und Innovation 

aufgewendet werden; in Deutschland 3 %),

3. Klimawandel und Energie (Verringerung der 

Treibhausgasemission um 20 %, Erhöhung des 

Anteils erneuerbarer Energien auf 20 %, Steige-

rung der Energieeffi zienz um 20 %; in Deutsch-

land: -14 %, 18 %, 38,30 %),

4. Bildung (Verringerung der Schulabbrecherquote 

auf unter 10 %, Steigerung des Anteils der 30- 

bis 34jährigen mit abgeschlossener Hochschul-

bildung auf mindestens 40 %; in Deutschland: 

<10 %, 42 %)

5. Armut und soziale Ausgrenzung (Die Zahl der 

von Armut und sozialer Ausgrenzung betrof-

fenen oder bedrohten Menschen soll um minde-

stens 20 Millionen gesenkt werden; in Deutsch-

land langfristig um 330.000 Menschen).

Nach der Beendigung der Förderphase 2007-2013 

werden in der neuen Förderphase die oben ge-

nannten Kernziele im Mittelpunkt stehen. Im künf-

tigen EU-Finanzrahmen 2014 – 2020 wird eine 

enge Verbindung der „Europa 2020“ Strategie mit 

regionalen Förderschwerpunkten angestrebt. 

Die Kommunen haben die Möglichkeit, ihre kom-

munalen Strategien bis zur neuen Förderphase zu 

(üb)erarbeiten und sich inhaltlich vorzubereiten. 

Dies setzt aber voraus, dass die Kommunen für sich 

die Entscheidung treffen müssen, ob und in wel-

cher Form die Europaarbeit in das kommunale Han-

deln eingebettet wird. 

Die Gewährung von Fördermitteln erfolgt im EU-

rechtlichen Bereich unter Beachtung der Werte 

und Ziele der Art. 2 und 3 Abs. 1 EUV. Die antrag-

stellende Gemeinde muss daher mit einer Förde-

rung Ziele des Art. 3 Abs. 1 EUV verbinden, etwa 

die Förderung des Rechts auf Leben gemäß Art. 

2 Grundrechtecharta und des Rechts auf Achtung 

der Wohnung gemäß Art. 7 Grundrechtecharta bei 

einer Stadtteilsanierung. 

Bei einer Mischfi nanzierung aus verschiedenen na-

tionalen Fördertöpfen und einem EU-Fonds muss 

beachtet werden, dass sich die Ermessensentschei-

dungen für die einzelnen Förderbescheide durch 

die Bezirksregierung an den EU-rechtlichen För-

derzielen und Anforderungen an Freiheiten aus-

zurichten haben und nicht an dem eher technisch 

ausgerichteten deutschen Recht zur Ermessensent-

scheidung der Verwaltungsbehörde in seinem tra-

ditionellen Verständnis als Freiraum für nicht auf 

Gründe (etwa Bezugnahme auf ein Konzept an-

gemessener Anforderungen) überprüfbare Ver-

waltungsentscheidungen. Für die EU verfolgt eine 

Förderung, etwa einer Stadtteilsanierung, ein Frei-

heitsziel, nicht nur ein technisches Bauziel. Die EU 

sieht daher die Reduzierung von geplanten Förder-

geldern aus den nationalen Fördertöpfen bei einer 
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Mischfinanzierung mit EU-Geldern als „Eingriff“ in 

das Förderziel an, das einer Angemessenheitsprü-

fung (Bezugnahme auf ein allgemeines Konzept 

mit rechtmäßigem Ziel, mildestes Mittel, Angemes-

senheit im Einzelfall) unterzogen werden muss und 

daher der Begründungspflicht der bewilligenden 

Körperschaft (etwa Land, vertreten durch die Be-

zirksregierung) unterliegt12.

12  Vgl. Art. 176 AEUV: Ausgleich der wichtigsten regionalen Un-
gleichgewichte. Art. 5 Abs. 4 EUV: Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit. Art. 3 Abs. 1: Ziel: Förderung der Werte der Union. Art. 
2 EUV: Werte, auf die sich die Union gründet: u.a. Achtung der 
Menschenwürde, Freiheit, Gleichheit, Wahrung der Menschen-
rechte.

C	Fazit und Ausblick

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass 

europarechtliche Einwirkungen die Gemeinden in 

allen drei Aufgabentypen (eigentliche freiwillige 

und pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben, Pflicht-

aufgaben zur Erfüllung nach Weisung) treffen und 

sowohl bei öffentlich-rechtlicher als auch bei pri-

vatrechtlicher Tätigkeit der Gemeinden. 

Handelt die Gemeinde, wie in den Bereichen des 

Ausländer- oder Umweltrechts öffentlich-rechtlich, 

so muss sie europarechtliche Vorgaben im Bereich 

ihrer Ermessensausübung oder bei der Auslegung 

unbestimmter Rechtsbegriffe beachten. 

Handelt die Gemeinde wie etwa bei der Verga-

be öffentlicher Aufträge privatrechtlich, so muss 

sie vor allem die europäischen Prinzipen der Wett-

bewerbs-, Niederlassungs- oder Warenverkehrs-

freiheit und die sich hieraus ergebenden verga-

berechtlichen Vorgaben beachten. Sowohl im 

öffentlich-rechtlichen als auch im privatrechtlichen 

Bereich setzt die Kommune damit unmittelbar EU-

Recht um.   

Das setzt in einem ersten Schritt voraus, dass sich 

die Gemeinde mit den Werten und Zielen der EU 

im Rahmen ihrer Arbeit auseinandersetzt, dass sie 

die laufende EU-Gesetzgebung verfolgt und dass 

die nationalen EU-Umsetzungsgesetze in der Praxis 

im Lichte des EU-Rechts angewandt werden. 

Das setzt in einem zweiten Schritt voraus, dass 

die Gemeinde Daten zu den Themen erfasst, die 

von der EU geregelt werden oder deren Regelung 

zur Diskussion stellt (z.B. Daten zur Ausländerin-

tegration, zum Bildungsmarkt oder zum Arbeits-

markt).

Daraus ergeben sich folgende EU-rechtliche 

Anforderungen an die Arbeit der Kommunen:

1.	 Sie müssen das nationale Recht, welches das 

EU-Recht umsetzt, im Lichte der EU-Verträ-

ge und der Grundrechtecharta auslegen 

und anwenden. Soweit, wie aktuell im Fall der 

Rückführungsrichtlinie, kein Umsetzungsgesetz 

vorliegt, müssen sie das EU-Recht unmittelbar 

anwenden.
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2.	 Sie müssen sowohl bei den Wettbewerben für 

Verträge im Binnenmarkt als auch bei den öf-

fentlich-rechtlichen Entscheidungen zu EU-The-

men angemessene Anforderungen als Ent-

scheidungsmaßstäbe definieren.

3.	 Sie haben Diskriminierungen aufgrund un-

angemessener Anforderungen zu ver-

meiden und dürfen nur verhältnismäßige 

Eingriffe in vorhandene Rechtspositionen vor-

nehmen, die durch die Grundrechtecharta ge-

schützt sind.

Das Europarecht wirkt sich nicht nur rechtlich, son-

dern auch faktisch auf die kommunale Praxis aus: 

Die Zuweisung neuer Aufgaben, die z.T. eben-

falls europarechtlich bedingte Einschränkung wirt-

schaftlicher Betätigungsmöglichkeiten sowie neue 

Haftungsregelungen (wie z.B. im Bodenschutz-

recht) haben zweifellos auch finanzielle Auswir-

kungen.

Diese stetig zunehmende europarechtliche Deter-

miniertheit gemeindlichen Wirkens muss mit einer 

Förderung der europäischen Kompetenz auf der 

kommunalen Ebene einhergehen13. 

Kurz gesagt: Europa hat sich in den letzten drei-

zig Jahren grundlegend geändert, der Staatenbund 

der Anfangsjahre hat sich ein hoch integriertes 

Rechtssystem gegeben und seine Fördermittelpo-

litik zu einem sehr differenzierten Handlungsinstru-

ment schon für die lokale und kommunale Ebene 

entwickelt. Darauf muss sich auch auf kommunaler 

13  Grundlegend hierzu: Von Alemann/Münch, Europafähigkeit der 
Kommunen, 2006.

Ebene die  Europaarbeit in ihren Strukturen einstel-

len, die häufig noch aus den 80ger Jahren stam-

men. 

Die Förderung der europäischen Kompetenz auf 

der kommunalen Ebene verlangt als erstes eine 

Veränderung in der Wahrnehmung der Europaar-

beit sowie der ihr zugeschriebenen strukturellen 

Bedeutung. Die Kommunen müssen sich ihrer grö-

ßer werdenden Rolle als Exekutivorgane des EU-

Rechtes bewusst werden und der Aneignung der 

europäischen Rechtssystematik einen hohen Stel-

lenwert einräumen.

Dafür müssen sie sich inhaltlich-konzeptionell, or-

ganisations- und personalpolitisch neu aufstel-

len. Dies bedeutet in erster Linie, dass die bishe-

rige Struktur der  kommunalen Europaarbeit, die 

noch den alten EWG-Vertrag vor Augen hatte,  ihre 

Funktion und ihre Aufgabenbereiche im Hinblick 

auf den wesentlich stärker integrierten Zustand der 

EU, ihres Rechtsraumes und der neuen Förderpoli-

tik neu definiert werden muss. 

Auch vor dem Hintergrund der Haushaltskonsoli-

dierungsdebatten in den Kommunen in NRW ist 

und kann sich die strukturell-organisatorische Stär-

kung der kommunalen Europaarbeit als ein nütz-

liches Instrument erweisen. Gerade die Teile der 

Europaarbeit, die als „freiwillige Aufgabe“ defi-

niert werden, können durch Akquisition von För-

dermitteln auch einen Beitrag zur Konsolidierung 

des Haushaltes leisten.

Die Europaarbeit einer Kommune hat eine Quer-
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schnittsfunktion. In ihr müssen alle EU-relevanten 

Informationen sowie Aktivitäten koordiniert und 

gebündelt werden. Dies betrifft genauso die Betei-

ligung an Förderprogrammen, die mit einer Profes-

sionalisierung und Spezialisierung der Mitarbeiter 

für die Antragsstellung einhergehen muss. Da-

durch werden nicht nur die Chancen am Förder-

mittelwettbewerb erhöht, sondern auch eine ko-

ordinierte Vorgehensweise sowie Übersichtlichkeit 

gewährleistet, die zu mehr Transparenz beitragen 

wird.

Aber die Bündelung von Kompetenz an einer Stelle 

reicht nicht, die Europastelle muss sich kompetente 

Ansprechpartner in den Fachbereichen heranzie-

hen, die ihrerseits für ihre Fachlichkeit das relevante 

europäische Recht beherrschen und die Möglich-

keiten der Förderpolitik aktiv selber nutzen, aber 

eben mit Hilfe der Dienstleistung einer schlagkräf-

tigen Europakopfstelle.

Auch die Europe-Direct-Zentren können in die-

sem Kontext betrachtet werden. Das Vorhanden-

sein solcher Zentren hat vielfältigen Nutzen für die 

Kommunen. Diese in erster Linie mit Informations- 

und Beratungsfunktion betrauten Zentren haben 

durch ihre EU-weite Vernetzungsstrukturen die 

Möglichkeit, europäische Projektpartner gezielt zu 

ermitteln. 

Kommunen, die über Europe-Direct-Zentren verfü-

gen, haben ein Alleinstellungsmerkmal. Denn ins-

gesamt existieren in der Europäischen Union 480 

Einrichtungen, davon 55 in Gesamtdeutschland 

und 11 in Nordrhein-Westfalen. Die enge Zusam-

menarbeit mit den EU-Vertretungen in Deutsch-

land und mit den zuständigen EU-Abgeordneten 

führt zur besseren Vertretung der kommunalen In-

teressen. Darüber hinaus eröffnen die Europe-Di-

rect-Zentren gerade den fi nanzschwachen Kom-

munen neue und wichtige Handlungsspielräume, 

wenn es zum Beispiel um Vermittlung von Europa-

kompetenzen geht.

Neben der bisher defi nierten und praktizierten Eu-

ropaarbeit wie Fördermittelakquise, Fördermittel-

beratung und Ausbau von aufgabenrelevanten 

Vernetzungsstrukturen muss die Arbeit auf wei-

tere Standbeine aufbauen. Insbesondere der Auf-

bau von Beobachtungs- und Folgeabschätzungs-

systemen für die Bereiche Politik, Wirtschaft und 

Gesetzgebung sind von großer Bedeutung für die 

Kommunen. Durch diese Beobachtungs- und Fol-

geabschätzungssysteme können die Ergebnisse der 

EU-Entwicklungen gezielt an die Adressaten wei-

tergeleitet und notwendige Handlungsempfeh-

lungen ausgesprochen werden. 

Dies führt dazu, dass sich die Kommunen rechtzei-

tig inhaltlich-konzeptionell und personalpolitisch 

auf die kommunalen Auswirkungen dieser Ent-

wicklungen vorbereiten können. Diese Schritte sind 

insbesondere für den Erhalt der Handlungsfähigkeit 

der Kommunen unumgänglich. An diesem Punkt 

ist auch die interkommunale Zusammenarbeit im 

Bereich der Europaarbeit besonders wichtig, da da-

durch eine Spezialisierung der Kenntnisse für alle 

gewinnbringend erreicht werden kann, die eine 

Kommune alleine gar nicht mehr schaffen würde.
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Die Staatskanzlei in Düsseldorf erwägt im Jahr 2012 

mit einem „Leitprogramm zur Stärkung europaak-

tiver Kommunen“ zu beginnen. Kreise und Kom-

munen sollen für ihre Europaarbeit ausgezeichnet 

werden. Die Auszeichnung der Landesregierung 

soll das besondere europäische Engagement von 

Kommunen in Nordrhein-Westfalen nachhaltig an-

erkennen, langfristig einen Anreiz für alle Kommu-

nen in Nordrhein-Westfalen schaffen, ihre kom-

munalen europäischen Aktivitäten zu stärken und 

den Erfahrungsaustausch der Kommunen zu euro-

päischen Aktivitäten fördern. Diese Initiative  wäre 

sicherlich ein erster Schritt, zum einen den Kom-

munen einen Anreiz zu geben, in ihre Europaarbeit 

zu investieren, und zum anderen auch nach außen 

sichtbar zu machen, in welchen Kommunen Euro-

paarbeit bereits „groß geschrieben wird“ und wo 

es hingegen noch Verbesserungsbedarf gibt. 



Mit finanzieller Unterstützung der Europäischen Kommission und der Stadt Duisburg.


